Grundgesetz und Wiedervereinigung (Lösungen)

Auszüge aus dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland:

a) Fassung vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1)

Präambel:
Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat das Deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassunggebenden Gewalt dieses Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen. 

Es hat auch für jene Deutsche gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.

Artikel 23: Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen. 

Artikel 146: Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist. 

1. Welches Verständnis des Grundgesetzes ergibt sich aus der Präambel?

· Übergangscharakter
· Ziel ist die Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands.
2. Welche beiden Wege stehen laut Grundgesetz 1989/1990 für eine Wiedervereinigung zur Verfügung? Überprüfe die Vor- und Nachteile der beiden Möglichkeiten angesichts der Stimmung im Herbst 1989 und Frühjahr 1990!

Weg 1: Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes.
Vorteil: schnell realisierbar
Nachteil: Errungenschaften der DDR finden keinen Niederschlag im Grundgesetz

Weg 2: Verabschiedung einer neuen Verfassung durch das deutsche Volk.
Vorteil: Die Erfahrungen der DDR, aber auch die gesellschaftlichen Veränderungen in der BRD könnten berücksichtigt werden; die Verfassung wäre ein gemeinsames Projekt.
Nachteil: Zeitaufwendig, da großer Diskussionsbedarf

Angesichts der massiven Forderung der Bevölkerung in der DDR nach einer schnellen Wiedervereinigung erscheint der erste Weg als der praktikablere.
3. Auf welchem Weg wurde die Wiedervereinigung vollzogen?

Weg 1

b) Durch den Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungsvertrag) vom 31. 8. 1990 (BGBl. II S. 885) in Verbindung mit dem Einigungsgesetz vom 23. 9. 1990 (BGBl. II S. 890) geänderte Fassung: 
Präambel:
Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.
Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk. 
4. Vergleiche die geänderte Fassung der Präambel mit der ursprünglichen Fassung!
· Übergangscharakter besteht nicht mehr
· Einheit und Freiheit wurden vollendet
